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BGH 1 StR 276/24 - Urteil vom 29. Oktober 2024 (LG Baden-Baden)

BGHSt; unerlaubter Besitz von Cannabis (Tateinheit bei gleichzeitigem Vorhalten von Cannabismengen an
verschiedenen Wohnsitzen und dem gewoéhnlichen Aufenthalt; Begriff des Wohnsitzes und des gewdhnlichen
Aufenthalts); sexuelle N6tigung (Begriff der schweren korperlichen Misshandlung: Zufiigen von erheblichen
Schmerzen, Anforderungen an die richterliche Uberzeugungsbildung).

§ 34 Abs. 1 Nr. 1 lit. b) KCanG; § 1 Nr. 16, Nr. 17 KCanG; § 177 Abs. 8 Nr. 2 lit. a) StGB
Leitsédtze

1. An verschiedenen Wohnsitzen und dem gewéhnlichen Aufenthalt gleichzeitig vorgehaltene
Cannabismengen sind zur Bestimmung der strafrechtlich relevanten Freigrenze nach § 34 Abs. 1 Nr. 1 Buchst.
b KCanG zusammenzurechnen. (BGHSt)

2. Die Begriffsbestimmungen des Wohnsitzes bzw. gewdhnlichen Aufenthaltes im Sinne des § 1 Nrn. 16 bzw. 17
KCanG lehnen sich an die der §§ 8, 9 AO und § 30 Abs. 3 Satz 1 und 2 SGB | an (vgl. BT-Drucks. 20/8704, S.
93). Wiahrend eine Person nur einen gewdhnlichen Aufenthalt haben kann, ist (daneben) die Begriindung von
zwei oder mehr Wohnsitzen moglich. (Bearbeiter)

3. Eine schwere korperliche Misshandlung im Sinne des § 177 Abs. 8 Nr. 2 Buchst. a StGB setzt nach der
bisherigen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zu dieser Norm eine gravierende Beeintrachtigung des
korperlichen Wohlbefindens voraus, bei der die korperliche Integritdat des Opfers in einer Weise, die mit
erheblichen Schmerzen verbunden ist, verletzt wird. Der Nachweis erheblicher Schmerzen setzt dabei nicht
zwingend voraus, dass sich der Geschédigte hieran erinnern kann. (Bearbeiter)

Entscheidungstenor

1. Auf die Revision der Staatsanwaltschaft wird das Urteil des Landgerichts Baden-Baden vom 19. Februar 2024
im Fall II. 1. der Urteilsgriinde mit den zugehdrigen Feststellungen und im Gesamtstrafenausspruch aufgehoben.

2. Auf die Revision des Angeklagten wird das vorbezeichnete Urteil

a) im Fall 1. 6. der Urteilsgrinde im Schuldspruch dahin geandert, dass der Angeklagte des Handeltreibens mit
Betaubungsmitteln in Tateinheit mit Besitz von mehr als 60 Gramm Cannabis schuldig ist;

b) im Einzelstrafausspruch im Fall 1l. 6. der Urteilsgrinde und im Gesamtstrafenausspruch aufgehoben; jedoch
bleiben die jeweils zugehérigen Feststellungen aufrechterhalten.

3. Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhandlung und Entscheidung, auch Uber die Kosten der
Rechtsmittel, an eine andere Strafkammer des Landgerichts zuriickverwiesen.

4. Die weitergehende Revision des Angeklagten wird verworfen.

Griinde

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Vergewaltigung in Tateinheit mit Kérperverletzung und wegen ,unerlaubten®
Handeltreibens mit Betdubungsmitteln in finf Fallen, davon in einem Fall in Tateinheit mit ,unerlaubtem® Besitz von
Betaubungsmitteln in nicht geringer Menge zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von sechs Jahren verurteilt. Es hat ferner
Tatertrédge im Wert von 420 Euro, die sichergestellten Betdubungsmittel sowie ein Mobiltelefon eingezogen, angeordnet,
dass die erlittene Auslieferungshaft im Verhaltnis 1:1 anzurechnen ist, und eine Adhdsionsentscheidung getroffen. Der
Angeklagte wendet sich mit seiner auf die Rige der Verletzung materiellen Rechts gestltzten Revision gegen seine
Verurteilung. Das Rechtsmittel hat den aus der Urteilsformel ersichtlichen Teilerfolg; im Ubrigen ist es unbegriindet. Die
Staatsanwaltschaft erstrebt mit ihrer auf die Sachriige gestitzten, auf Fall 11. 1. der Urteilsgrinde beschrankten und vom
Generalbundesanwalt vertretenen Revision die Verurteilung des Angeklagten wegen besonders schwerer Vergewaltigung
(§ 177 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 6 Satz2 Nr. 1, Abs. 8 Nr. 2 Buchst. a StGB).
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Das Landgericht hat - soweit fur das Revisionsverfahren von Bedeutung - folgende Feststellungen und Wertungen
getroffen:

1. a) Am 27. April 2022 nahm die Nebenklagerin mit ihrem Partner an einer Zusammenkunft im Bereich einer
Obdachlosen- und Asylbewerberunterkunft teil, in der sowohl der Angeklagte als auch der Zeuge K. lebten. Sie
konsumierte dabei eine grofiere, nicht naher bestimmbare Menge Whisky-Eistee-Mischung. Nachdem ihr Freund die
Ortlichkeit verlassen hatte, tauschte sie mit K. Zartlichkeiten aus. Auf Initiative des spater dazu gestoRenen Angeklagten
begleiteten die Geschadigte und K. diesen auf sein Zimmer in der genannten Unterkunft.

Dort tranken alle drei weiteren Alkohol und rauchten Marihuana. Die Nebenklagerin und K. nahmen ferner eine Ecstasy-
Tablette zu sich.

Als sich K. und die Geschadigte auf das Bett gelegt hatten und dort weitere Zartlichkeiten austauschten, entschloss sich
der Angeklagte, der erkannt hatte, dass die Nebenklagerin infolge ihres Konsums von Alkohol und Ecstasy zur Bildung
sowie zur AuRerung eines Willens nur stark eingeschrankt in der Lage war, diesen Umstand zur Durchfilhrung sexueller
Handlungen auszunutzen. Er zog der bauchlings auf dem Zeugen K. liegenden Geschadigten Hose sowie Unterhose aus
und filhrte zundchst eine Faust in ihren After ein, wodurch Kot austrat und die Geschéadigte ein Hamatom an der
After6ffnung mit einem Durchmesser von vier bis finf Zentimeter sowie eine Schirfung der Analmanschette erlitt. Als der
durch die Exkremente beschmutze K. das Zimmer verlassen hatte, um sich zu saubern, fihrte der Angeklagte seine
Faust tief in die Vagina der Geschadigten ein. Die Nebenklagerin erlitt hierdurch neben einer Schirfung am
Scheideneingang zwei Vaginalrisse, die genaht werden mussten. Einer davon betraf die rechte Scheidenwand. Er war
drei bis vier Zentimeter lang und einen halben Zentimeter tief. Der zweite Riss reichte bis zum hinteren Scheidengewdlbe
und war finf bis sechs Zentimeter lang sowie einen halben Zentimeter tief. Die Geschadigte musste wegen dieser
Verletzungen bis zum 1. Mai 2022 stationar behandelt werden und war sechs Wochen krankgeschrieben. Sie ist von dem
Geschehen psychisch stark beeintréchtigt und musste sich deshalb einer psychologischen Behandlung unterziehen (Fall
1. 1. der Urteilsgriinde).

b) In der Zeit vom 12. September 2022 bis 5. Oktober 2022 veraullerte der Angeklagte in funf Fallen an einen
Verdeckten Ermittler Kokain, um sich durch den gewinnbringenden Weiterverkauf der Betdubungsmittel eine auf Dauer
angelegte, ,erhebliche* Einnahmequelle zu verschaffen. Im Einzelnen wurden folgende Geschéafte abgewickelt:

aa) Am 12. September 2022 verkaufte er eine Plombe mit 0,98 Gramm Kokain (Wirkstoffgehalt: mindestens 40 Prozent)
zu einem Preis von 90 Euro (Fall Il. 2. der Urteilsgriinde).

bb) Am 22. September 2022 verdullerte er eine Plombe mit 0,985 Gramm Kokain (Wirkstoffgehalt: mindestens 40
Prozent) zu einem Preis von 80 Euro (Fall Il. 3. der Urteilsgriinde).

cc) Am 29. September 2022 verkaufte er 1,665 Gramm Kokain (Wirkstoffgehalt: mindestens 40 Prozent) zu einem Preis
von 200 Euro, wobei er das Kokain von einem tennisballgroBen Brocken mit mindestens zehn Gramm abbrach, der auch
im Ubrigen zum gewinnbringenden Weiterverkauf bestimmt war (Fall Il. 4. der Urteilsgriinde).

dd) Am 5. Oktober 2022 veraulRerte er eine Plombe mit 0,545 Gramm Kokain (Wirkstoffgehalt: mindestens 50 Prozent)
zu einem Preis von 50 Euro (Fall II. 5. der Urteilsgriinde).

c) Am 24. Januar 2023 bewahrte der Angeklagte Betdubungsmittel und Cannabis auf, wobei das Kokain und Amphetamin
zum gewinnbringenden Weiterverkauf, das Marihuana zum Eigengebrauch bestimmt waren. Im Einzelnen handelte es
sich um folgende Mengen:

aa) in dem von ihm genutzten Zimmer Nr. 107 der unter I. 1. a) genannten Unterkunft 319 Gramm Amphetamin mit einer
Wirkstoffmenge von mindestens 3,477 Gramm Amphetaminbase, weitere 24,6 Gramm Amphetamin mit einem
Wirkstoffgehalt von unter 10 Prozent, 3,345 Gramm Kokain mit einem Wirkstoffgehalt von mindestens 50 Prozent und
20,25 Gramm Marihuana mit einem Wirkstoffgehalt von ca. 10 Prozent; bb) in dem ebenfalls von ihm genutzten Zimmer
Nr. 111 der unter I. 1. a) genannten Unterkunft 87,35 Gramm Marihuana mit einer Wirkstoffmenge von mindestens 9,345
Gramm Tetrahydrocannabinol (THC) sowie cc) in der von ihm mitgenutzten Wohnung seiner Verlobten 5,435 Gramm
Marihuana mit einer Wirkstoffmenge von mindestens 0,786 Gramm THC und 118,845 Gramm Amphetamin mit einer
Wirkstoffmenge von mindestens 9,328 Gramm Amphetaminbase.

2. Das Landgericht hat das Tatgeschehen im Fall 1. 1. der Urteilsgrinde als Vergewaltigung in Tateinheit mit
Kérperverletzung gewdrdigt (§ 177 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 6 Satz2 Nr. 1, § 223 Abs. 1, § 52 Abs. 1 StGB) und gegen den
Angeklagten deswegen eine Einzelfreiheitsstrafe von vier Jahren und neun Monaten verhéangt. Von den Voraussetzungen
des § 177 Abs. 8 Nr. 2 Buchst. a StGB (besonders schwere Vergewaltigung) hat sich die Strafkammer keine
Uberzeugung bilden kénnen. Die Taten Il. 2. bis Il. 6. der Urteilsgriinde hat es unter die Straftatbesténde des zum
Urteilszeitpunkt auch fir Marihuana geltenden Betdubungsmittelgesetzes subsumiert und Einzelfreiheitsstrafen von
jeweils acht Monaten (Félle I1. 2. und Il. 3. der Urteilsgriinde), einem Jahr und drei Monaten (Fall Il. 4. der Urteilsgriinde),

2/5



sechs Monaten (Fall Il. 5. der Urteilsgriinde) sowie einem Jahr und acht Monaten (Fall Il. 6. der Urteilsgriinde)
festgesetzt.

1.
Revision der Staatsanwaltschaft

1. Das Rechtsmittel der Staatsanwaltschaft ist zuldssig und wirksam auf Fall Il. 1. der Urteilsgrinde sowie den
Gesamtstrafenausspruch beschrankt. Der Aufhebungsantrag der Staatsanwaltschaft bezieht sich ausschlielich hierauf.
Aus der weiteren Revisionsbegriindung ergibt sich tberdies zweifelsfrei, dass sich die Anklagebehérde nur gegen die
Ablehnung der Voraussetzungen des § 177 Abs. 8 Nr. 2 Buchst. a StGB wendet.

2. Das Rechtsmittel der Staatsanwaltschaft ist auch begriindet. Die Beweiswirdigung der Strafkammer zu den
tatsachlichen Voraussetzungen einer schweren kérperlichen Misshandlung im Sinne des § 177 Abs. 8 Nr. 2 Buchst. a
StGB hélt trotz des eingeschrénkten revisionsgerichtlichen PriifungsmaRstabs rechtlicher Nachpriifung nicht stand.

a) Im Ansatz zutreffend ist das Landgericht davon ausgegangen, dass eine schwere kérperliche Misshandlung im Sinne
des § 177 Abs. 8 Nr. 2 Buchst. a StGB nach der bisherigen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zu dieser Norm
eine gravierende Beeintrachtigung des kérperlichen Wohlbefindens voraussetzen soll, bei der die kérperliche Integritat
des Opfers in einer Weise, die mit erheblichen Schmerzen verbunden ist, verletzt wird und die insoweit zu stellenden
Anforderungen nicht zu niedrig angesetzt werden dirfen, da das Qualifikationsmerkmal nach der gesetzichen
Unrechtsbewertung mit der Verursachung einer tatbedingten konkreten Todesgefahr im Sinne des § 177 Abs. 8 Nr. 2
Buchst. b StGB auf einer Stufe steht (vgl. BGH, Urteil vom 29. April 2021 - 5 StR 498/20 Rn. 15; Beschluss vom 3. Mai
2018 - 3 StR 658/17 Rn. 4; jeweils mwN). Ungeklart ist dabei weiterhin die Diskrepanz zu der Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs zu dem gleichlautenden Qualifikationstatbestand des § 250 Abs. 2 Nr. 3 Buchst. a StGB, den der
Gesetzgeber aus den Qualifikationstatbestanden bzw. friheren Regelbeispielen der Sexualdelikte Gbernommen hat (vgl.
BGH, Beschluss vom 27. Mai 1998 - 5 StR 216/98 Rn. 4; BeckOK-StGB/Wittig, 62. Edition, Stand: 1. August 2024, §
250 Rn. 18 f.). Danach setzt eine schwere kérperliche Misshandlung nicht zwingend die Beibringung erheblicher
Schmerzen voraus. Ausreichend ist vielmehr alternativ eine Beeintréachtigung, die ,nur” mit erheblichen Folgen fir die
Gesundheit verbunden ist (vgl. BGH, Urteile vom 15. September 2010 - 2 StR 395/10 Rn. 10 und vom 7. November 2018
- 5 StR 241/18 Rn. 22; Beschluss vom 27. Mai 1998 - 5 StR 216/98 Rn. 4; ferner, jeweils nicht tragend: BGH, Urteil vom
17. August 2016 - 2 StR 562/15 Rn. 27; Beschluss vom 30. Januar 2007 - 3 StR 1/07; vgl. zum Ganzen auch BGH,
Urteil vom 13. September 2000 - 3 StR 347/00 Rn. 2 f.).

b) Das Landgericht hat zwar mit Blick auf die schweren Verletzungen der Nebenklégerin erhebliche Schmerzen derselben
als wahrscheinlich angesehen, vermochte sich jedoch keine sichere Uberzeugung hiervon zu bilden. Die Geschéadigte
habe infolge von Erinnerungsliicken keine Angaben zum Tatgeschehen und ihren Empfindungen dabei machen kénnen.
Ferner habe der Zeuge K., der beim analen, nicht aber beim vaginalen Eindringen des Angeklagten in die Nebenklagerin
anwesend war, keine SchmerzensauRerungen der Geschadigten wahrgenommen.

aa) Die Beweiswirdigung ist Sache des Tatgerichts. Ihm allein obliegt es, ohne Bindung an gesetzliche Beweisregeln die
Ergebnisse der Hauptverhandlung festzustellen und zu wirdigen. Die revisionsgerichtliche Kontrolle ist auf die Prifung
beschréankt, ob ihm dabei Rechtsfehler unterlaufen sind. Dies ist in sachlichrechtlicher Hinsicht der Fall, wenn die
Beweiswirdigung widerspriichlich, unklar oder lickenhaft ist, die Beweiserwdgungen gegen Denkgesetze oder
aligemeine Erfahrungssatze verstolRen oder das Tatgericht Uberspannte Anforderungen an die tatrichterliche
Uberzeugungsbildung gestellt hat. Erforderlich ist insoweit nicht eine absolute, das Gegenteil denknotwendig
ausschlieRende Gewissheit. Vielmehr genugt ein nach der Lebenserfahrung ausreichendes Mal® an Sicherheit, das
verninftige Zweifel nicht aufkommen lasst. Dabei haben solche Zweifel auller Betracht zu bleiben, die realer
Anknipfungspunkte entbehren und sich daher letztlich als Spekulation erweisen (st. Rspr.; vgl. nur BGH, Urteil vom 17.
August 2016 - 2 StR 562/15 Rn. 10 mwN).

bb) Diese Malistédbe zugrunde gelegt greift die Wirdigung des Landgerichts zu kurz. Denn es hat Uberspannte
Anforderungen an die Uberzeugungsbildung gestellt. Im Ansatz zutreffend geht die Strafkammer zwar noch davon aus,
dass angesichts der festgestellten Verletzungen erhebliche Schmerzen des Opfers wahrscheinlich waren, verstellt sich
im Anschluss jedoch den Blick darauf, dass der Nachweis solcher nicht zwingend gebietet, dass sich die Geschadigte
hieran erinnern kann (vgl. BGH, Urteil vom 7. November 2018 - 5 StR 241/18 Rn. 22). Denn dies wirde den
Qualifikationstatbestand des § 177 Abs. 8 Nr. 2 Buchst. a StGB in den Fallen, in denen sich das Opfer bei der Tat
substanzinduziert in einem Zustand nach § 177 Abs. 2 Nr. 2 StGB befand, der wiederum haufig bedingt, dass auch
Erinnerungsliicken auftreten, weitgehend leerlaufen lassen. Vielmehr ist das Tatgericht in solchen Fallen gehalten,

gegebenenfalls unter Hinzuziehung eines Sachverstandigen anhand einer sorgfaltigen Wurdigung der festgestellten
Verletzungen und der konkreten Tathandlung zu entscheiden, ob eine schwere kérperliche Misshandlung im Sinne des §

177 Abs. 8 Nr. 2 Buchst. a StGB gegeben ist. Das Landgericht hatte vor diesem Hintergrund insbesondere in den Blick
nehmen missen, dass die Nebenklagerin noch am Tag nach der Tat so starke Schmerzen im Scheidenbereich verspirte,

dass eine Untersuchung nur unter Narkose mdglich war (UA S. 20) und das anale Einfilhren einer Faust im Regelfall mit
grofen Schmerzen verbunden ist (vgl. dazu BGH, Urteil vom 9. Dezember 2014 - 5 StR 422/14 Rn. 9). Soweit die
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Strafkammer ausgefihrt hat, der Zeuge K. hatte keine Schmerzensbekundungen der Nebenklagerin wahrgenommen, ist
dieses Argument schon deswegen unbehelflich, weil dieser nur wahrend eines Teils des Tatgeschehens anwesend war.

c) Die Sache bedarf daher im Fall II. 1. der Urteilsgrinde neuer Verhandlung und Entscheidung. Der Wegfall der insoweit
verhangten Einzelstrafe entzieht dem Gesamtstrafenausspruch die Grundlage, sodass auch dieser der Aufhebung
unterliegt.

.
Revision des Angeklagten

Die Revision des Angeklagten fihrt im Fall 1l. 6. der Urteilsgriinde zu einer Anderung des Schuldspruchs und zur
Aufhebung der insoweit verhangten Einzelstrafe sowie des Gesamtstrafenausspruchs. Im Ubrigen ist sein Rechtsmittel
aus den zutreffenden Griinden der Antragsschrift des Generalbundesanwalts unbegriindet.

1. Nach den Feststellungen zu Fall Il. 6. der Urteilsgriinde besal’ der Angeklagte nicht nur Kokain und Amphetamin zu
Handelszwecken, sondern auch Marihuana zum Eigenkonsum.

a) Da es sich bei Marihuana um ein Produkt der Cannabispflanze handelt (§ 1 Nr. 4 KCanG), ist das am 1. April 2024 in
Kraft getretene Gesetz zum Umgang mit Konsumcannabis vom 27. Méarz 2024 (KCanG; BGBI. | Nr. 109) nach § 2 Abs. 3
StGB i.V.m. § 354a StPO bei der Revisionsentscheidung zu beriicksichtigen und auch anzuwenden; denn die
Bestimmungen des Konsumcannabisgesetzes lassen hier schon mit Blick auf die in § 34 Abs. 1 KCanG genannten und
bei der Strafzumessung - auch hinsichtlich der Bestimmung der nicht geringen Menge nach § 34 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4
KCanG - zu bericksichtigenden Freigrenzen (vgl. BGH, Beschlisse vom 24. April 2024 - 4 StR 50/24; vom 30. April
2024 - 6 StR 536/23 Rn. 27 und vom 12. Juni 2024 - 1 StR 105/24 Rn. 25 f.; vgl. auch BGH, Beschluss vom 1. August
2024 - 2 StR 107/24 Rn. 46, wonach die berlicksichtigungsfahige Menge beim Eigenkonsumbesitz in der eigenen
Wohnung indes nicht bei 60, sondern bei 50 Gramm liegen soll) nach einem Gesamtvergleich in dem konkreten Fall das
fur den Angeklagten giinstigere Ergebnis zu.

b) Da weitere Feststellungen hierzu nicht zu erwarten sind, geht der Senat zu Gunsten des Angeklagten davon aus, dass

es sich bei allen drei Aufbewahrungsorten um den Wohnsitz oder gewéhnlichen Aufenthalt des Angeklagten nach § 1 Nrn.

16 und 17 KCanG (vgl. zur Begriffsbestimmung Patzak in: Patzak/Fabricius, BtMG, § 1 KCanG, 11. Aufl, Rn. 37 f.)
handelt, sodass § 34 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b KCanG Anwendung findet. Die Begriffsbestimmungen des Wohnsitzes bzw.
gewohnlichen Aufenthaltes im Sinne des § 1 Nrn. 16 bzw. 17 KCanG lehnen sich an die der §§ 8, 9 AO und § 30 Abs. 3
Satz 1 und 2 SGB | an (vgl. BT-Drucks. 20/8704, S. 93). Wahrend eine Person nur einen gewdhnlichen Aufenthalt haben
kann, ist (daneben) die Begriindung von zwei oder mehr Wohnsitzen mdglich (vgl. dazu Gersch in: Klein, AO, 17. Aufl,, §

8 Rn. 4; Spellbrink in: Rolfs/Kérner/Krasney/Mutschler, BeckOGK-SGB |, Stand: 1. Juli 2020, § 30 Rn. 21 f.).

Der gleichzeitige Besitz verschiedener, zum Eigenverbrauch bestimmter Betdubungsmittel an unterschiedlichen Orten ist
als ein Versto3 gegen das Betaubungsmittelgesetz zu werten (st. Rspr.; s. nur BGH, Beschluss vom 23. Februar 2024 -
2 StR 485/23 Rn. 11). Unter dem Regelungsregime des Konsumcannabisgesetzes gilt nichts Anderes. Denn der
Gesetzgeber hat sich hinsichtlich der konkurrenzrechtlichen Wrdigung im Wesentlichen an das Betaubungsmittelgesetz
angelehnt (vgl. BGH, Beschluss vom 12. Juni 2024 - 1 StR 105/24 Rn. 16 mwN).

Vor dem Hintergrund, dass die in § 34 Abs. 1 KCanG straffreien Besitzmengen das duerste Mal} dessen darstellen,
was mit Blick auf die - auch aus der Sicht des Gesetzgebers (vgl. BT-Drucks. 20/8704, S. 1) - grundsétzich weiterhin
gegebene Gefahrlichkeit von Cannabis mit Blick auf den Gesundheitsschutz der Bevélkerung noch verantwortet werden
kann (BGH, Beschlisse vom 12. Juni 2024 - 1 StR 105/24 Rn. 24; vom 1. August 2024 - 2 StR 107/24 Rn. 32) und
konkurrenzrechtlich lediglich ein Fall des Besitzes anzunehmen ist, sind die an verschiedenen Wohnsitzen und dem
gewohnlichen Aufenthalt gleichzeitig vorgehaltenen Cannabismengen zur Bestimmung der strafrechtlich relevanten
Freigrenze nach § 34 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b KCanG zusammenzurechnen.

c) In entsprechender Anwendung des § 354 Abs. 1 StPO andert der Senat daher den Schuldspruch im Fall II. 6. der
Urteilsgrinde in Handeltreiben mit Betdubungsmitteln in Tateinheit mit Besitz von mehr als insgesamt 60 Gramm
Cannabis ab. § 265 Abs. 1 StPO steht der Schuldspruchénderung nicht entgegen, da sich der insoweit gestandige
Angeklagte nicht wirksamer als geschehen hatte verteidigen kénnen.

2. Die im Fall Il. 6. der Urteilsgriinde festgesetzte Einzelstrafe kann nicht bestehen bleiben.

Angesichts dessen, dass bei der Bestimmung der nicht geringen Menge im Sinne des § 34 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 KCanG
die straffreie Menge auller Betracht zu bleiben hat (BGH, Beschlisse vom 24. April 2024 - 4 StR 50/24; vom 30. April
2024 - 6 StR 536/23 Rn. 27 und vom 12. Juni 2024 - 1 StR 105/24 Rn. 25 f.; vgl. auch BGH, Beschluss vom 1. August
2024 - 2 StR 107/24 Rn. 46), ist diese hier - ungeachtet der Frage, ob insoweit 50 oder 60 Gramm in Abzug zu bringen
sind (s.0.) - nicht erreicht, weshalb in Bezug auf den Besitz des Marihuanas der Strafrahmen des § 34 Abs. 1 KCanG
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anzuwenden ist. Da der Angeklagte tateinheitlich den Tatbestand des Handeltreibens mit Betadubungsmitteln verwirklicht
hat und § 29 Abs. 1 Nr. 1 BtMG einen héheren Strafrahmen als § 34 Abs. 1 KCanG vorsieht, ist fir die Strafzumessung
von einem Strafrahmen von bis zu funf Jahren Freiheitsstrafe auszugehen (§ 52 Abs. 2 StGB). Nachdem dieser deutlich
von dem durch das Landgericht herangezogenen Strafrahmen des § 29a Abs. 1 Nr. 2 BtMG abweicht, ist nicht
auszuschlief3en, dass die Strafkammer unter Beriicksichtigung der neuen Rechtslage auf eine niedrigere Einzelstrafe
erkannt hétte.

3. Die Aufhebung der Einzelstrafe entzieht dem Gesamtstrafenausspruch die Grundlage. Der Aufhebung der
Feststellungen bedarf es nicht (§ 353 Abs. 2 StPO).

4. Da der Angeklagte durch den Besitz von insgesamt mehr als 60 Gramm Cannabis die Grenze zur Strafbarkeit
Uberschritt, ist die Handlung hinsichtlich des gesamten besessenen Cannabis strafbewehrt (BGH, Beschlisse vom 12.
Juni 2024 - 1 StR 105/24 Rn. 22 ff. und vom 1. August 2024 - 2 StR 107/24 Rn. 27). Das sichergestellte Marihuana
unterliegt daher vollsténdig der Einziehung (§ 37 KCanG, § 74 Abs. 2 StGB, vgl. BGH, Beschluss vom 12. Juni 2024 - 1
StR 105/24 Rn. 22 ff.). Im Ubrigen sind die durch das Landgericht getroffenen Nebenentscheidungen von dem
Inkrafttreten des Konsumcannabisgesetzes nicht betroffen und weisen keinen Rechtsfehler zu seinen Lasten auf.
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	Leitsätze
	1. An verschiedenen Wohnsitzen und dem gewöhnlichen Aufenthalt gleichzeitig vorgehaltene Cannabismengen sind zur Bestimmung der strafrechtlich relevanten Freigrenze nach § 34 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b KCanG zusammenzurechnen. (BGHSt)   2. Die Begriffsbestimmungen des Wohnsitzes bzw. gewöhnlichen Aufenthaltes im Sinne des § 1 Nrn. 16 bzw. 17 KCanG lehnen sich an die der §§ 8, 9 AO und § 30 Abs. 3 Satz 1 und 2 SGB I an (vgl. BT-Drucks. 20/8704, S. 93). Während eine Person nur einen gewöhnlichen Aufenthalt haben kann, ist (daneben) die Begründung von zwei oder mehr Wohnsitzen möglich. (Bearbeiter)   3. Eine schwere körperliche Misshandlung im Sinne des § 177 Abs. 8 Nr. 2 Buchst. a StGB setzt nach der bisherigen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zu dieser Norm eine gravierende Beeinträchtigung des körperlichen Wohlbefindens voraus, bei der die körperliche Integrität des Opfers in einer Weise, die mit erheblichen Schmerzen verbunden ist, verletzt wird. Der Nachweis erheblicher Schmerzen setzt dabei nicht zwingend voraus, dass sich der Geschädigte hieran erinnern kann. (Bearbeiter)
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